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Gesetz 
zur Änderung des Landes-Immissionsschutzgesetzes*) 

Vom 13. Oktober 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des 

Landes-Immissionsschutzgesetzes 

§ 6 Abs. 2 des Landes-Immissionsschutzgesetzes 
vom 6. Januar 2009 (GVOBI. Schl.-H. S. 2) wird 
gestrichen. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün
dung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 13. Oktober 2011 

Peter ·Harry Carstensen 
Mi n isterpräsident 

Dr. Juliane Rumpf 
Ministerin 

für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume 

*) Ändert Ges. vom 6. Januar 2009, GS Schl.-H 11, GI.Nr. 2129-8 

1492/2011 

Gesetz 
zur Neuordnung des Glücksspiels (Glücksspielgesetz) 

Vom 20. Oktober 2011 
GS Schl.-H. 11, GI.Nr. 2186-15 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: § 9 Anforderungen an die Vermittlung 

Gemeinnützige Lotterien Inhaltsübersicht 

Abschnitt I § 10 Genehmigung gemeinnütziger Lotterien 

Nr. 17 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Ziele des Gesetzes 
§ 11 Veranstaltung gemeinnütziger Lotterien; Ver

trieb gemeinnütziger Lotterien 

§ 2 Anwendungsbereich 

§ 3 . Begriffsbestimmungen 

§ 4 Veranstaltungsgenehmigung 

§ 5 Vertriebsgenehmigungen 

Abschnitt 11 
Genehmigungsverfahren 

Unterabschnitt 1 
Lotterien 

Große Lotterien, Klassenlotterien 

§ 6 Große Lotterien 

§ 7 Klassenlotterien 

§ 8 Vertriebsgenehmigung 

§ 12 Spielplan, Kalkulation und Durchführung der 
Veranstaltung 

§ 1 3 Verwendung des Reinertra~es 

§ 14 Form und Inhalt der Genehmigung 

Kleine Lotterien und Gewinnsparen 

§ 1 5 Kleine Lotterien 

§16 Gewinnsparen 

Unterabschnitt 2 
Spielbanken 

Präsenz-Spielbanken 

§ 17 Anforderungen an Spielbanken, Spieler
sperre, Sperrdatei, Datenverarbeitung 
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,Online-Spielbanken (Online-Casinospiele) 

§ 18 Allgemeine Anforderungen an Online-Spiel
banken 

§ 19 Genehmigung als Veranstalter von Online
Casinospielen 

§ 20 Vertriebsgenehmigung 

Unterabschnitt 3 
Wetten 

§ 21 Allgemeine Anforderungen an Wetten 

§ 22 Genehmigung als Wettunternehmer 

§ 23 Vertriebsgenehmigung 

§ 24 Wettreglement und Wettbuch 

Abschnitt 111 
Spielerschutz 

§ 25 Informationspflichten 

§ 26 Werbung 

§ 27 Minderjährigenschutz, Spielerschutz und 
Aufklärung 

§ 28 Sozialkonzept 

Abschnitt IV 
Glücksspielaufsicht, Genehmigungskontrolle 

und Aufsicht des Landes 

§ 29 Zuständige Genehmigungs- und Aufsichtsbe-
hörde 

§ 30 Überwachungsbefugnisse 

§ 31 Fachbeirat 

§ 32 Gebühren 

§ 33 Zwangsmittel 

Abschnitt V 
Abgaben 

Unterabschnitt 1 
Zweckabgaben 

§ 34 Lotteriezweckabgaben 

Unterabschnitt 2 
Glücksspielabgabe 

§ 35 Abgabenpflicht, Abgabengegenstand 

§ 36 Abgabensatz, Bemessungsgrundlage 

§ 37 Entstehung der Abgabe 

§ 38 Abgabenschuldner 

§ 39 Registrierung 

§ 40 Abgabenerhebung 

§ 41 Abgabenzweck 

§ 42 Abgabenaufkommen 

§ 43 Zuständige Finanzbehörde 

§ 44 Mitteilungspflichten 

§ 45 Mitteilungen an die zuständige Behörde 

§ 46 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 

§ 47 Nachschau 

Abschnitt VI 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 48 Übergangsregelung 

§ 49 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Ziele des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist es, einen dem jeweiligen 
Glücksspiel angemessenen Ordnungsrahmen für 
das Angebot (Veranstaltung, Vertrieb und Vermitt
lung) von öffentlichen Glücksspielen zu schaffen 
und hierbei insbesondere 

1. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsge c 

mäß, fair, verantwortlich und transparent durch
geführt, die Spieler vor betrügerischen Machen
schaften geschützt werden und die mit Glücks
spielen verbundene Folge- und Begleitkriminalität 
abgewehrt wird, 

2. den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in 
geordnete und überwachte Bahnen zu lenken, 
insbesondere den ungesetzlichen Glücksspiel
markt einzudämmen und den legalen entgeltli
chen Spiel konsum nur in einem angemessenen 
Umfang zuzulassen, 

3. einen wirksamen Jugend- und Spielerschutz zu 
gewährleisten, 

4. Suchtgefahren bei Glücksspielen vorzubeugen 
und die Voraussetzungen für eine wirksame 
Suchtbekämpfung sowie Vorkehrungen vor Aus
beutung durch Glücksspiel zu schaffen, 

5. Gefahren für die Integrität des sportlichen Wett
bewerbs bei der Veranstaltung und dem Vertrieb 
von Sportwetten vorzubeugen. 

§ 2 
Anwendungsbereich 

(1) Das Land regelt mit diesem Gesetz das Ange
bot von öffentlichen Glücksspielen im Geltungsbe
reich dieses Gesetzes, soweit sie nicht bereits bun
desrechtlich geregelt sind. 

(2) Für Spielbanken gelten, soweit sie ortsgebun
den sind (Präsenz-Spielbanken), nur die § § 1 bis 5, 
17 sowie 25 bis 27. Soweit in diesem Gesetz keine 
Regelung enthalten ist, bestimmen sich die Anfor
derungen an die Zulassung und den Betrieb von. 
Präsenz-Spielbanken nach geltendem Landesrecht. 
Das Verfahren und die Anforderungen für die Ertei
lung der Ge.nehmigungen richten sich bei Casino
spielen mit Bankhalter (Black Jack, Roulette, 
Baccara) nach dem Spielbankgesetz des Landes 
Schleswig-Holstein. 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

(1) Glücksspiele im Sinne dieses Gesetzes sind 
Spiele, Lotterien und Wetten, bei denen für den Er-



282 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schieswig-Hoistein 2011; Ausgabe 24. November 2011 Nr. 17 

werb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird 
und die Entscheidung über den Gewinn ganz oder 
überwiegend vom Zufall abhängt. Auch Casino
spiele, bei denen die Chance auf einen Gewinn 
neben dem Zufall auch von der Geschicklichkeit 
des Spielers abhängt, sind Glücksspiele. Entgelt
liche Wetten gelten als Glücksspiele im Sinne des 
Satzes 1. 

(2) Präsenz-Glücksspiele sind Glücksspiele, die in 
ortsgebundenen Einrichtungen, insbesondere Ver
kaufsstellen, angeboten und dort bei tatsächlicher 
Anwesenheit des Spielers angenommen werden. 
Online-Glücksspiele sind Glücksspiele, die ohne 
körperliche Anwesenheit des Spielers im Internet 
oder anderen Fernkommunikationsmitteln im Sinne 
von § 312 b Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
angeboten und angenommen werden. 

(3) Lotterie ist ein Glücksspiel, bei dem einer Mehr
zahl von Personen die Möglichkeit eröffnet wird, 
nach einem bestimmten Plan gegen ein bestimm
tes Entgelt die Chance auf einen Geldgewinn zu ere 

langen. Die Vorschriften über Lotterien gelten auch, 
wenn anstelle von Geld Sachen oder andere geld
werte Vorteile gewonnen werden können (Ausspie
lung). Eine Lotterie hat eine hohe Ereignisfrequenz, 

. wenn der Zeitraum zwischen der Entscheidung 
über Gewinn oder Verlust des Spieleinsatzes und 
der nächsten Entscheidung über Gewinn oder Ver
lust eines nachfolgend eingesetzten Spieleinsatzes 
weniger als einen Tag beträgt und die Lotterie hier
durch einen besonders hohen Spielanreiz entfalten 
kann. Auf Totalisatorwetten finden die Vorschriften 
für Lotterien entsprechende Anwendung. 

(4) Wetten im Sinne dieses Gesetzes sind Kombi
nationswetten oder Einzelwetten auf den Ausgang 
oder den Verlauf von bewetteten Ereignissen. Ein 
Ereignis in diesem Sinne ist das Ergebnis oder ein 
zukünftiges oder gegenwärtiges Geschehen eines 
Sportwettbewerbs; Lotterien und Casinospiele geI
ten nicht als Wetten im Sinne dieses Gesetzes. 

(5) Casinospiele sind alle herkömmlich in Präsenz
Spielbanken angebotenen Glücksspiele, insbeson
dere Poker, Black Jack, Baccara und Roulette. 

(6) Entgelt im Sinne dieses Gesetzes ist ein nicht 
unerhebliches Vermögensopfer, das sich bei Aus
bleiben eines Gewinns als Verlust niederschlägt, 
unabhängig davon, ob das Vermögensopfer als Ent
gelt für das jeweilige Spiel geleistet wird. Abwei- . 
ehe nd von Satz 1 gilt bei Großen· Lotterien im Sinne 
des § 6 Abs. 1 jedes Vermögensopfer als Entgelt. 

(7) Glücksspiele sind öffentlich im Sinne dieses Ge
setzes, wenn für einen größeren, nicht geschlosse
nen Personenkreis eine Teilnahmemöglichkeit be
steht oder es sich um gewohnheitsmäßig veran
staltete Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen 

. geschlossenen Gesellschaften handelt. 

(8) Veranstalter ist, wer auf eigene Rechnung ein 
Glücksspiel ins Werk setzt. Ort der Veranstaltung 
ist der Sitz des Veranstalters. Wer öffentliche Wet
ten veranstaltet, ist Wettunternehmer. 

(9) Glücksspiele vertreibt (Vertrieb), wer verant
wortlich die Gelegenheit zum Abschluss von Spiel
verträgen anbietet oder ermöglicht, insbesondere 
durch die Unterhaltung von Verkaufsstellen oder 
über den Fernvertrieb. Fernvertrieb ist der Vertrieb 
unter ausschließlicher Verwendung von Fernkom
munikationsmitteln im Sinne von § 312 b Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuches. Ort des Vertriebs 
ist der Ort, an welchem dem Spieler die Gelegen
heit zur Teilnahme eröffnet wird. Bei Online-Glücks
spielen ist dieser dort, wo der Spieler seinen Wohn
sitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. 
Der Vertrieb von Glücksspielen kann durch den Ver
anstalter selbst (Eigenvertrieb) oder durch Dritte 
(Vermittler, Annahmestellen, Lotterieeinnehmer) er
folgen. 

(10) Vermittler ist, wer selbst oder über Dritte 

1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter ver
mittelt oder 

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zu
sammenfUhrt und deren Spielbeteiligung dem 
Veranstalter selbst oder über Dritte vermittelt, 

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch 
diese. Tätigkeit nachhaltig Gewinn zu erzielen. 

(11) Annahmestellen und Lotterieeinnehmer sind in 
die Vertriebsorganisation von Veranstaltern nach 
§ 6 Abs. 2 oder § 7 Abs. 1 eingegliederte Vermitt
ler, die Spielverträge ausschJießlich im Auftrag des 
Veranstalters einer Großen Lotterie oder Klassen
lotterie vermitteln. 

(12) Die Veranstaltung, der Vertrieb oder die Verc 
mittlung von Glücksspielen im Sinne dieses Geset
zes gelten als Anbieten von Glücksspielen. 

§ 4 
Veranstaltungsgenehmigung 

(1) Die Veranstaltung von öffentlichen Glücksspie
len' im Geltungsbereich dieses Gesetzes bedarf der 
Genehmigung durch die zuständige Behörde. Bei 
der Genehmigung der Veranstaltung von Wetten 
auf den Ausgang oder den Verlauf von Sportwett
bewerben ist das Einvernehmen mit dem Fachbei
rat herzustellen. Das Veranstalten, das Vermitteln 
und der Vertrieb von Glücksspielen, die ohne diese 
Genehmigung veranstaltet werden (unerlaubtes 
Glücksspiel), sind verboten. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die 
Veranstaltung des Glücksspiels den Zielen des § 1 
zuwiderläuft oder der Veranstalter unzuverlässig 
ist. 

(3) Die Genehmigung ist im Falle der Ersterteilung 
auf sechs Jahre zu befristen. Anschließende Ge-
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nehmigungserteilungen erfolgen für' jeweils vier 
Jahre befristet. 

(4) Die Genehmigung kann, auch nachträglich, mit 
Nebenbestimmungen versehen werden, soweit 
diese erforderlich sind, um eine ordnungsgemäße 
Durchführung der Tätigkeit zu gewährleisten und 
den Zielen des § 1 gerecht zu werden. 

(5) Die Genehmigung wird schriftlich erteilt. Die 
Genehmigung bezeichnet die zulässigen Glücks
spielarten. Sie kann nicht übertragen oder einem 
anderen zur Ausübung überlassen werden. 

(6) Die Genehmigung ist mit Wirkung für die Zu
kunft zurückzunehmen, wenn nachträglich Tatsa
chen bekannt werden, bei deren Kenntnis die Ge
nehmigung hätte versagt werden müssen. 

(7) Die Genehmigung kann widerrufen werden, 
wenn der Veranstalter 

1. die Voraussetzungen für die ihm erteilte Geneh
migung nicht mehr erfüllt, 

2. gE:!gen Nebenbestimmungen der erteilten Ge
nehmigung verstößt, 

3. seinen abgaberechtlichen Verpflichtungen nicht 
nachkommt oder 

4. gegen sonstige Vorschriften dieses Gesetzes 
verstößt. 

Die zuständige Behörde kann vor Widerruf der Ge
nehmigung im Falle des Satzes 1 Nr. 1 dem Veran
stalter eine Frist zur Wiedererfüllung der Vorausset
zungen setzen. Weiterhin kann sie anstelle des 
Widerrufs der Genehmigung in den Fällen des Sat
zes 1 Nr. 2 bis 4 bei geringfügigen Verstößen dem 
Veranstalter zunächst eine Rüge erteilen. Im Übri
gen gelten § § 116, 117 Landesverwaltungsgesetz. 

(8) Das Innenministerium kann durch Rechtsverord
nung 

1. nähere Bestimmungen hinsichtlich der für den 
beabsichtigten Spielbetrieb erforderlichen Zu
verlässigkeit, Leistungsfähigkeit und Sachkunde 
sowie über das Genehmigungs- und Überwa
chungsverfahren, insbesondere Art, Umfang, 
Zeitpunkt und Form der jeweils erforderlichen 
Unterlagen, erlassen, 

2. Regelungen zur Verarbeitung von Sperrdaten 
nach diesem Gesetz und zur Beteiligung an 
einer Sperrdatei treffen. 

(9) Ansprüche auf die Erstattung von Aufwendun
gen oder Schäden, die im Zusammenhang mit der 
Änderung europarechtlicher Vorgaben' entstehen, 
sind ausgeschlossan. 

~ § 5 
Vertriebsgenehmigungen 

(1) Der Vertrieb von Lotterien mit hoher Ereignis
fre~uenz nach § 6 Abs. 1 Nr. 1, von Wetten und 
von Online-Casinospielen bedarf grundsätzlich der 

Genehmigung nach den Bestimmungen dieses Ge
setzes durch die zuständige' Behörde. Die Genehmi
gung ist zu versagen, wenn der Vertrieb des 
Glücksspiels den Zielen des § 1 zuwiderläuft oder 
der AntragssteIler unzuverlässig ist. 

(2) Ist die Veranstaltung eines öffentlichen Glücks
spiels im Geltungsbereich dieses Gesetzes geneh
migt und ist der Vertrieb nicht nach Absatz 1 ge
nehmigungspflichtig, ist er der zuständigen Be
hörde anzuzeigen. Das Landesrecht kann 
bestimmen, dass die Aufnahme des Vertriebs im 
Land auch dann anzuzeigen ist, wenn eine Anzei
gepflicht nach Satz 1 nicht besteht. 

. (3) Für Genehmigungen nach Absatz gilt 
§ 4 Abs. 3 bis 9 entsprechend. 

(4) Der Vertrieb öffentlicher Glücksspiele ist verbo
ten, soweit diese weder einer Genehmigungspflicht 
noch einer Anzeigepflicht nach diesem Gesetz 
unterliegen. 

Abschnitt 11 
Genehmigungsverfahren 

Unterabschnitt 1 
lotterien 

Große Lotterien, Klassenlotterien 

§ 6 
Große Lotterien 

(1) Große Lotterien sind Lotterien, 

1. die eine hohe Ereignisfrequenz aufweisen 
(§ :3 Abs. 3 Satz 3) oder 

2. deren Spielplan vorsieht, dass der Höchstge
winn einen Wert von 1 Million Euro übersteigt 
oder 

3. deren Spielplan die Bildung eines Jackpots da
durch vorsieht, dass . 

a) die bei einer Ziehung in einer Gewinnklasse 
nicht ermittelten Gewinne grundsätzlich der 
gleichen Gewinnklasse der nächstfolgenden 
Ziehung zugeschlagen werden oder 

b) Teile des vom Spieler zu entrichtenden Ent
gelts zu dem Zweck angesammelt werden, 
Gewinne für künftige Ziehungen zu schaffen 
und damit ein Höchstgewinn von über 1 Mil
lion Euro erzielt werden kann. 

(2) Die Veranstaltung Großer Lotterien ist dem Land 
zur Verwirklichung der Ziele des § 1 insbesondere 
zur effektiven Manipulations- und Betrugspräven
tion vorbehalten. Das Land kann auf gesetzlicher 
Grundlage Große Lotterien selbst, durch juristische 
Personen des öffentlichen Rechts oder durch be
traute privatrechtliehe Gesellschaften veranstalten. 

(3) Das Land Schleswig-Holstein nimmt seine öf
fentliche Aufgabe nach Absatz 2 durch die Nord
westlotto Schleswig-Holstein GmbH & Co. KG 
(Nordwestlotto Schleswig-Holstein) wahr, deren 
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Anteile vollständig oder überwiegend vom Land un
mittelbar oder mittelbar gehalten werden. 

(4) Die Erfüllung der Aufgabe kann mit Zustimmung 
des Innenministeriums und des Finanzministeriums 
vollständig oder teilweise auf juristische Personen 
des öffentlichen Rechts oder' auf privatrechtliehe 
Gesellschaften übertragen werden, an denen das 
Land und andere Länder unmittelbar oder mittelbar 
maßgeblich beteiligt sind. Nordwestlotto Schles
wig-Holstein kann Zahlenlotterien und Losbrieflot
terien sowie 'hierzu Zusatzlotterien und -ausspie
lungen veranstalten. 

§ 7 
Klassenlotterien 

(1) Für Klassenlotterien gilt § 6 Abs. 2 Satz 1 ent
sprechend. 

(2) Soweit die Regelungen des Staatsvertrages 
über eine Staatliche Klassenlotterie vom 
26. Mai 1992 (SKL-Staatsvertrag) oder die Rege
lungen für die Nordwestdeutsche Klassenlotterie 
des Staatsvertrages über die NKL Nordwestdeutsche 
Klassenlotterie (NKL~Staatsvertrag) vom 1. Septem
ber 2008 im Widerspruch zu Regelungen dieses 
Gesetzes stehen, sind die Regelungen dieses 
Gesetzes vorrangig anzuwenden. 

(3) Eine Veranstaltergenehmigung nach § 4 Abs. 1 
ist den Klassenlotterien abweichend von Artikel 4 
des SKL-Staatsvertrages und abweichend von § 9 
des NKL-Staatsvertrages von der zuständigen' Be
hörde zu erteilen. 

(4) Das Land kann gemeinschaftlich mit anderen 
Ländern oder, durch eine vom Land gemeinsam mit 
anderen Ländern errichtete Anstalt des öffent
lichen Rechts oder eine privatrechtliche Gesell
schaft, an der das Land und andere vertragsschlie
ßende Länder unmittelbar oder mittelbar maßgeb
lich beteiligt sind, Klassenlotterien veranstalten. 

§ 8 
Vertriebsgenehmigung 

(1) Für den Vertrieb durch Annahmestellen kann 
der Antrag auf Genehmigung durch den Veranstal
ter gestellt werden. 

(2) Der Vertrieb von Klassenlotterien unterliegt der 
Anzeigepflicht; die Einwilligung des Veranstalters 
ist nachzuweisen. Auf Abschluss eines Vertriebs
vertrages besteht kein Anspruch. 

§ 9 
Anforderungen an die Vermittlung 

Für den Vertrieb von Großen Lotterien durch Ver
mittler (Lotterievermittler) gelten folgende Anforde
rungen: 

1. Der Lotterievermittler hat mindestens zwei Drit
tel der von, den Spielern für die Teilnahme am 
Spiel vereinnahmten Beträge. an den Veranstal
ter weiterzuleiten. Er hat die Spieler unverzüg-

. lieh nach Vermittlung des Spielauftrages klar 
und verständlich auf den für die Spielteilnahme 
an den Veranstalter weitergeleiteten Betrag hin
zuweisen sowie ihnen den Veranstalter mitzutei
len. 

2. Lotterievermittler und von ihnen oder den Spiel
interessenten im Sinne des § 3 Abs, 10 beauf
tragte Dritte sind verpflichtet, bei jeder Spielteil
nahme dem Veranstalter die Vermittlung offen
zulegen. 

3. Lotterievermittler sind verpflichtet, dafür Sorge 
zu tragen, dass bei Vertragsabschluss ein zur 
unabhängigen Ausübung eines rechts- oder 
steuerberatenden Berufes befähigter Treuhänder 
oder eine Treuhandgesellschaft mit solchen Be
rufsträgern mit der Verwahrung oder Speiche
rung der Spielquittungen und mit der Geltend
machung des Gewinnanspruches gegenüber 
dem Veranstalter beauftragt wird. Dem Spielteil
nehmer ist bei Vertragsabschluss ein Einsichts
recht an den Spiel'quittungen, die in seinem Auf
trag vermittelt worden sind, einzuräumen. 

Gemeinnützige Lotterien 

§ 10 
Genehmigung gemeinnütziger Lotterien 

(1) Lotterien, bei denen sichergestellt ist, dass die 
-Reinerträge überwiegend gemeinnützig verwendet 
werden, sind auf Antrag zu genehmigen, wenn die 
Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. Zu
ständig ist die zuständige Behörde. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen" wenn der 
Spielplan vorsieht, dass 

1. die Bekanntgabe der Ziehungsergebnissenicht 
öfter als zweimal wöchentlich erfolgt, 

2. der Höchstgewinn einen Wert von 5 Millionen 
Euro nicht übersteigt und 

3. die von den Spielern zu entrichtenden Entgelte 
auch nicht teilweise zu dem Zweck angesam
melt werden, Gewinne für künftige Ziehungen 
zu schaffen (planmäßiger Jackpot). 

§ 11 
Veranstaltung gemeinnütziger Lotterien; 

Vertrieb gemeinnütziger Lotterien 

(1) Eine Veranstaltungsgenehmigung darf nur er
teilt werden, wenn der Veranstalter 

1. die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes erfüllt und 

2. zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür 
bietet, dass die Veranstaltung ordnungsgemäß 
und für die Spielteilnehmer sowie der zuständi
gen Behörde nachvollziehbar durchgeführt und 
der Reinertrag zweckentsprechend verwendet 
wird. 
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Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die von den in § 6 Abs. 2 
und § 7 Abs. 1 genannten Veranstaltern und von 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts "Bayeri
sches ,Rotes Kreuz" veranstalteten Lotterien und 
für Veranstaltungen in der Form des Gewinnspa
rens(§16). 

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend 
von einem Dritten durchgeführt werden, darf die 
Genehmigung nur erteilt werden, wenn nicht die 
Gefahr besteht, dass durch die Durchführung die 
Transparenz und Kontrollierbarkeit der Veranstal
tung beeinträchtigt wird und wenn der Dritte 

1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt 
und 

2. hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung 
den Weisungen des Veranstalters unterliegt und 
keinen maßgeblichen rechtlichen oder tatsächli
chen Einfluss auf den Veranstalter hat. 

(3) Der Inhaber einer Veranstaltungsgenehmigung 
nach § 10 ist berechtigt, die Lotterie zu vertreiben. 
Einer gesonderten Genehmigung nach § 5 Abs. 1 
bedarf der Veranstalter nicht. Die Anzeigepflicht 
für den Vertrieb richtet sich nach §5Abs. 2. 

§ 12 . 
Spielplan, Kalkulation und Durchführung 

der Veranstaltung 

(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die 
Gewinnsumme und die Kosten in einem angemes
senen Verhältnis zueinander stehen; die Kosten der 
Veranstaltung sind so gering wie möglich zuhal
ten. Reinertrag ist der Betrag, der sich aus der 
Summe der Entgelte nach Abzug von Kosten, Ge
winnsumme und Steuern ergibt. Für den Reinertrag 
und die Gewinnsumme sollen im Spielplan jeweils 
mindestens 30 vom Hundert der Entgelte vorgese
hen sein, und es darf kein Grund zu der Annahme 
bestehen, dass die Anteile nicht erreicht werden. 
Bei der AntragsteIlung ist eine Kalkulation vorzule
gen, aus der sich die voraussichtlichen Kosten der 
Veranstaltung, die Gewinnsurnrne, die Steuern und 
der Reinertrag ergeben. Zeigt sich nach Erteilung' 
der Genehmigung, dass die kalkulierten Kosten vo
raussichtlich überschritten werden, ist dies der zu
ständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen und 
eine neue Kalkulation vorzulegen. 

(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von 
Dritten im Sinne des § 11 Abs. 2 nach Art und Um
fang nur insoweit berücksichtigt werden, als sie 
den Grundsätzen wirtschaftlicher Betriebsführung 
'entsprechen. Die Vergütung des Dritten soll nicht 
abhängig vom Umsatz berechnet werden. 

(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde 
alle Unterlagen vorzulegen und alle Auskünfte zu 
erteilen, die zur Überprüfung der ordnungsgemä
ßen Durchführung der Lotterie erforderlich sind. 
Insbesondere hat er eine Abrechnung vorzulegen, 

aus der sich die tatsächliche Höhe der Einnahmen, 
des Reinertrages, der Gewinnausschüttung und der 
Kosten der Veranstaltung ergibt. 

(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des 
Veranstalters zur Überprüf!.mg der ordnungsgemä
ßen Planung oder Durchführung der Lotterie, ins
besondere zur Angemessenheit ihrer Kosten, einen 
Wirtschaftsprüfer mit der Erstellung eines Gutach
tens beauftragen oder die Beauftragung vom Ver
anstalter verlangen. Die Kosten des Gutachtens 
sind Kosten der Lotterie. 

§ 13 
Verwendung des Reinertrages 

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah 
für den in der Genehmigung festgelegten gemein
nützigen oder mildtätigen Zweck verwendet wer
den. 

(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen an
deren als den in der Genehmigung festgelegten 
Zweck verwenden oder . kann der Verwendungs
zweck nicht oder nicht zeitnah verwirklicht werden, 
hat der Veranstalter dies der zuständigen Behörde 
unverzüglich anzuzeigen. Diese kann nach Anhö
rung des Veranstalters einen gemeinnützigen oder 
mildtätigen Verwendungszweck neu festlegen. 

§ 14 
Form und Inhalt der Genehmigung 

Die Genehmigung wird schriftlich erteilt. In ihr sind 
insbesondere festzulegen 

1. der Veranstalter sowie im Fall des § 11 Abs. 2 
der Dritte, 

2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer 
der Veranstaltung, 

3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die 
Art und Weise des Nachweises der Verwendung 
und der Zeitpunkt, zu dem der Nachweis zu er
bringen ist, 

4. der Spielplan und 

5. die Vertriebsform. 

Kleine Lotterien und Gewinnsparen 

§ 15 
Kleine Lotterien 

Die zuständige Behörde kann von den Regelungen 
dieses Gesetzes für Lotterien abweichen, bei denen 

1. die' Summe der zu entrichtenden Entgelte den 
Betrag von 40.000 Euro nicht übersteigt, 

2. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar 
für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke ver
wandt wird und 

3. der Reir:1ertrag und die Gewinnsumme jeweils 
mindestens 25 vom Hundert der Entgelte betra
gen. 
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§ 16 
Gewinnsparen 

Abweichend von § 4 Abs. 1 bedürfen Lotterien in 
der Form des Gewinnsparens, die von einem Kre
ditinstitut im Sinne des § 1 Abs. 1 des Kreditwe
sengesetzes veranstaltet werden, lediglich einer 
Anzeige bei der zuständigen Behörde, wenn von 
einem Teilnahmebetrag ein Teilbetrag von höchs
tens 30 vom Hundert als Losanteil für die Gewinn
sparlotterie verwendet wird und der Reinertrag 
mindestens 25 vom Hundert der Losanteile beträgt 
und für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke ver
wendet wird. 

Unterabschnitt 2 
Spielbanken 

Präsenz-Spielbanken 

§ 17 
Anforderungen an Spielbanken, Spielersperre, 

Sperrdatei, Datenverarbeitung 

(1) Präsenz-Spielbanken (ortsgebundener Spiel
bankbetrieb) sind verpflichtet, zum Schutz der 
Spieler und zur Bekämpfung der Glücksspielsucht 
sich an einem übergreifenden Sperrsystem zu be
teiligen. 

(2) Die Präsenz-Spielbanken sperren Personen, die 
dies beantragen (Selbstsperre) oder von denen sie 
aufgrund der Wahrnehmung ihres Personals, be
rechtigter Hinweise Dritter oder aufgrund sonstiger 
tatsächlicher Anhaltspunkte annehmen müssen,. 
dass sie spielsuchtgefährdet oder überschuldet 
sind, ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nach
kommen oder Spieleinsätze riskieren, die in keinem 
Verhältnis zu ihrem Einkommen oder Vermögen 
stehen (Fremdsperre) . Im Fall der Fremdsperre ent
scheidet die zuständige Behörde, wenn der Spieler 
widerspricht. 

(3) Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die 
Präsem~-Spielbanken teilen die Sperre dem betrof
fenen Spieler unverzüglich schriftlich mit. 

(4) Die Präsenz-Spielbanken haben die für eine 
Sperrung erforderlichen Daten in eine Sperrdatei 
einzutragen. Es dürfen folgende Daten gespeichert 
werden: 

1. Familienname, Vornamen, Geburtsnamen, 

2. Aliasnamen, verwendete Falschnamen, 

3. Geburtsdatum, 

4. Geburtsort, 

5. Anschrift, 

6. Lichtbilder, 

7. Grund der Sperre, 

8. Dauer der Sperre und 

9. meldende Spielbank. 

Ein Eintrag ist auch zulässig, wenn nicht alle Daten 
erhoben werden können. Daneben dürfen auch Do
kumente gespeichert werden, die zur Sperrung ge
führt haben. 

(5) Eine Aufhebung der Sperre ist frühestens nach 
einem Jahr und nur auf schriftlichen Antrag des 
Spielers möglich. Über diesen entscheidet der Prä
senz-Spielbankbetreiber, der die Sperre verfügt hat. 
Der Spieler muss dabei glaubhaft versichern, dass 
der Grund der Sperre weggefallen ist. 

(6) Gesperrte Spieler dürfen am Spiel betrieb in Prä
senz-Spielbanken nicht teilnehmen. Die Durchset
zung des Verbots ist durch Kontrolle des Auswei
ses oder eine vergleichbare Identitätskontrolle und 
Abgleich mit der Sperrdatei zu gewährleisten. 

(7) Die gespeicherten Daten sind im erforderlichen 
Umfang an die SteHen zu übermitteln, die Spielver
bote zu überwachen haben. Die Datenübermittlung 
kann auch durch automatisierte Abrufverfahren er
folgen. 

(8) Datenübermittlungen an öffentliche Stellen, 
insbesondere an Strafverfolgungsbehörden und Ge
richte, sind nach den gesetzlichen Vorschriften zu
lässig. 

(9) Erteilte Auskünfte und Zugriffe im elektroni
schen System sind zu protokollieren. 

. (10) Die Daten sind sechs Jahre nach Ablauf der 
Sperre zu löschen. Es ist zulässig, die Löschung 
am Ende des sechsten Jahres vorzunehmen. 

(11) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be
stimmt ist, sind die jeweiligen Vorschriften für den 
Schutz personenbezogener Daten anzuwenden. 

(12) Abweichend von § 4 Abs. 3 Satz 1 ist die Ge
nehmigung einer Spielbank für die Ersterteilung auf 
mindestens acht Jahre zu befristen. 

Online-Spielbanken (Online-Casinospiele) 

§ 18 
Allgemeine Anforderungen an Online-Spielbanken 

(1) Online-Casinospiele dürfen nur im Rahmen 
einer Genehmigung nach § 19 veranstaltet und nur 
im Rahmen einer Genehmigung nach § 20 vertrie
ben werden. In der Genehmigung der zuständigen 
Behörde sind Art und Zuschnitt der Spiele im Ein
zelnen zu regeln. 

(2) Wer Online-Casinospiele nach § 20 vertreibt, 
muss seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
dem einzelnen Spieler vor Spielbeginn in geeigneter 
Weise zugänglich machen und auf die bestehenden 
Genehmigungen und die zuständige Behörde hin
weisen. Sofern der Anbieter nicht selbst Veranstal
ter ist, hat er dem Spieler den Veranstalter vor je
dem Spiel beginn offenzulegen sowie dessen Allge
meine Geschäftsbedingungen in geeigneter Weise 
zugänglich zu machen. 
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.(3) Wer über eine Genehmigung für den Betrieb 
einer Spielbank nach den geltenden Landesspiel
bankgesetzen verfügt, ist als Veranstalter und für 
den Vertrieb von Online-Casinospielen zuzulassen. 

(4) Der Vertrieb von Online-Casinospielen durch 
Dritte bedarf der Zustimmung des Veranstalters. 

(5) § 17 gilt entsprechend. 

§ 19 
Genehmigung als Veranstalter 

von Online-Casinospielen 

(1) Als Veranstalter des Online-Casinospiels kann 
auf Antrag genehmigt werden, wer 

1. Unionsbürger, diesem nach dem Recht der Euro
päischen Union gleichgeste"t oder eine juristi
sche Person ist, die ihren satzungsmäßigen Sitz, 
ihre Hauptverwaltung oder eine Niederlassung 
im Geltungsbereich des Rechts der Europäi
schen Union oder einem Vertragsstaat des Ab
kommens über den Europäischen Wirtschafts
raum hat, und 

2. die für den beabsichtigten Spielbetrieb erforderli
che Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit und Sach
kunde besitzt. Bei juristischen Personen müssen 
die gesetzlichen Vertreter die Voraussetzungen 
der Zuverlässigkeit und Sachkunde erfüllen. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn Tatsa
chen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, 
dass 

1. durch den beabsichtigten Spiel betrieb die öffent
liche Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird 
oder die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu anderen Staaten beeinträchtigt 
werden, 

2. die Gefahr besteht, dass durch die Zusammen
arbeit mit Dritten die Transparenz und Möglich
keit der Überwachung des Vertriebs oder einer 
etwaigen Vermittlungstätigkeit beeinträchtigt 
werden, oder 

3. nicht gewährleistet ist, dass der Spielbetrieb in 
Einklang mit den Zielen des § 1, insbesondere 
ordnungsgemäß und für die Spielteilnehmer so
wie die zuständige Behörde nachvollziehbar 
durchgeführt wird. 

(3) Mit der AntragsteIlung legt der Antragsteller die 
vorgesehenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vor. Änderungen sind anzuzeigen. 

§20 
Vertriebsgenehmigung 

. (1) Der Vertrieb von Online-Casinospielen bedarf 
der Genehmigung der zuständigen Behörde. 

(2) Die Vertriebsgenehmigung ist zu erteilen, wenn 
der Antragsteller über die für den Vertrieb erforder
liche Zuverlässigkeit und Fachkunde verfügt und 
kein Versagungsgrund nach Absatz 3 vorliegt. 

(3) Die Vertriebsgenehmigung ist zu versagen, 
wenn Tatsachen vorliegen, die die Annahme recht
fertigen, dass 

1. durch die Veranstaltung oder den Vertrieb die öf
fentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird, 

2. durch die Zusammenarbeit mit Dritten die Trans
parenz und Möglichkeit der Überwachung des 
Vertriebs oder einer etwaigen Vermittlungstätig
keit beeinträchtigt werden oder 

3. die Veranstaltung oder der Vertrieb nicht in Ein
klang mit den Zielen des § 1, insbesondere ord
nungsgemäß und für die Spielteilnehmer sowie 
die zuständige Behörde nachvollziehbar durch
geführt wird. 

(4) Soweit eine Veranstaltungsgenehmigung nach 
§ 19 vorliegt, sind die Versagungsgründe nach Ab
satz 3 Nr. 1 oder 3 in Bezug auf die Veranstaltung 
und den Veranstalter der Online-Casinospiele nicht 
mehr zu prüfen.' 

(5) In der Vertriebsgenehmigung sind insbesondere 
die Veranstalter, deren Online-Casinospiele vertrie
ben werden sollen, die Art der Casinospiele sowie 
die Vertriebswege festzulegen. 

(6) Mit der AntragsteIlung legt der Antragsteller die 
vorgesehenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vor. Änderungen sind anzuzeigen. Für den Fernver
trieb sind die jeweiligen Vertriebswege sowie der 
Standort der Fernvertriepsstelle anzuzeigen. 

(7) Der Antragsteller der Genehmigung nach Ab
satz 1 erbringt zum Schutz staatlicher Zahlungsan
sprüche und von Auszahlungsansprüchen eine Si
cherheitsleistung. Der Antragsteller hat die Sicher
heit grundsätzlich in Form einer selbst
schuldnerischen Bankbürgschaft einer Großbank 
mit Sitz in der Europäischen Union oder in einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi
schen Wirtschaftsraum zu erbringen. Für den Ver
trieb von Online-Casinospielen beträgt die Sicher
heitsleistung 1 Mi"ion Euro. Sie kann von der zu
ständigen Behörde auf die Höhe des zu erwartenden 
Durchschnittsspielumsatzes zweier Wochen, maxi
mal auf 5 Millionen Euro, angepasst werden. Die 
Erteilung der Genehmigung nach Absatz 1 setzt 
voraus, dass die Sicherheitsleistung erbracht 
wurde. Ist die Sicherheitsleistung trotz Mahnung 
nicht oder nicht ausreichend erbracht, ist die Ge
nehmigung zu versagen. 

Unterabschnitt 3 
Wetten 

§ 21 
Allgemeine Anforderungen an Wetten 

(1) Öffentliche Wetten dürfen nur von nach § 22 
zugelassenen Wettunternehmern veranstaltet wer
den. Die Genehmigung erteilt die zuständige Be
hörde.ln der Genehmigung sind von der zuständi
gen Behörde Art und Zuschnitt der Wetten im Ein-
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zeinen zu regeln. Wetten, die das sittliche 
Empfinden verletzen, sind verboten. 

(2) Öffentliche Wetten dürfen nur im Rahmen einer 
Genehmigung der zuständigen Behörde nach § 23 
vertrieben werden. Die öffentlichen Wetten können 
von dem Wettunternehmer selbst oder von einem 
Vermittler vertrieben werden. 

(3) Wer an einem bewetteten Ereignis teilnimmt, 
darf weder selbst noch durch einen anderen auf 
den Ausgang oder den Verlauf dieses Ereignisses 
Wetten abschließen noch entsprechende Wetten 
durch andere fördern. Wer vorsätzlich oder fahrläs
sig gegen dieses Verbot verstößt, handelt ord
nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße von bis zu 100.000 Euro geahndet 
werden. 

(4) Die Veranstaltung und der Vertrieb von Wetten 
erfolgt organisatorisch, rechtlich, wirtschaftlich 
und personell getrennt von der Veranstaltung oder 
der Organisation des bewetteten Ereignisses. Glei
ches gilt für den Betrieb von Einrichtungen, in 
denen das bewettete Ereignis stattfindet. 

(5) Wer öffentliche Wetten vertreibt ( § 23), hat 
dem Spieler vor Wettannahme den betreffenden 
Wettunternehmer bekannt zu machen. Ferner muss 
er seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen und 
die der Wettunternehmer, deren Wetten er ver
treibt, dem Spieler vor Abschluss der Wette in ge
eigneter Weise zugänglich machen und auf die be
stehenden Genehmigungen und die zuständige Be
hörde hinweisen. 

(6) Wer Wetten veranstaltet oder vertreibt, darf 
Wettkunden keine Kredite gewähren. Der Ab
schluss von Wetten mit Hilfe bankenüblicher Kre
ditkarten ist zulässig. 

(7) § 17 gilt entsprechend. 

§ 22 
Genehmigung als Wettunternehmer 

(1) Als Wettunternehmer kann auf Antrag nur ge
nehmigt werden, wer 

1. Unionsbürger oder diesem nach dem Recht der 
Europäischen Union gleichgestellt oder eine ju
ristische Person ist, die ihren satzungsmäßigen 
Sitz, ihre Hauptverwaltung oder eine Niederlas
sung im Geltungsbereich des Rechts der Euro
päischen Union oder einem Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirt
schaftsraum hat, und 

2. die fqr den beabsichtigten Wettbetrieberforder
liche Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit und 
Sachkunde besitzt. Bei juristischen Personen 
müssen die gesetzlichen Vertreter die Voraus
setzungen der Zuverlässigkeit und Sachkunde 
erfüllen. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn Tatsa
chen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, 
dass 

1. durch den beabsichtigten Wettbetrieb die öf
fentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet 
wird oder die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu anderen Staaten beeinträchtigt 
werden, 

2. die Gefahr besteht, dass durch die Zusammen
arbeit mit Dritten die Transparenz und die Über
wachung des Vertriebs beeinträchtigt werden, 
oder 

3. nicht gewährleistet ist, dass der Wettbetrieb .in 
Einklang mit den Zielen des § 1, insbesondere 
ordnungsgemäß und für die Spielteilnehmer so
wie die zuständige Behörde nachvollziehbar, 
durchgeführt wird. 

(3) Mit der Antragsteilung legt der Antragsteller 
seine aktuellen Allgemeinen Geschäftsbedingun
gen vor. Änderungen sind anzuzeigen. 

§ 23 
Vertriebsgenehmigung 

(1) Der Vertrieb öffentlicher Wetten bedarf sowohl 
stationär als auch im Fernvertrieb einer Genehmi
gung der zuständigen Behörde. Sofern die zustän
dige Behörde dem Wettunternehmer bereits eine 
Genehmigung nach § 22 erteilt hat, ist dem Wett
unternehmer auf Antrag für den Eigenvertrieb eine 
Genehmigung nach dieser Vorschrift zu erteilen. 
Dies gilt nicht für den Vertrieb durch Dritte (Ver
mittler). 

(2) Die Vertriebsgenehmigung ist zu erteilen an den 
Antragsteller, der 

1. Unionsbürger oder diesem nach dem Recht der 
Europäischen Union gleichgestellt oder eine ju
ristische Person ist, die ihren satzungsmäßigen 
Sitz, ihre Hauptverwaltung oder eine Niederlas
sung im Geltungsbereich des Rechts der Euro
päischen Union oder eines Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirt
schaftsraum hat, und 

2. über die für den Vertrieb erforderliche Zuverläs
sigkeit und Sachkunde verfügt; für den Nach
weis der Sachkunde gilt § 3 Abs. 1 der Ausfüh
rungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotte
riegesetz in der Fassung vom 21. August 2002 
entsprechend, und 

3. kein Versagungsgrund nach Absatz 3 vorliegt. 

(3) Die Vertriebsgenehmigung ist zu versagen, 
wenn Tatsachen vorliegen, die die Annahme recht
fertigen, dass 

1. durch die Veranstaltung oder den Vertrieb die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet 
wird, 
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2. durch die Zusammenarbeit mit Dritten die Trans
parenz und Möglichkeit der Überwachung des 
Vertriebs beeinträchtigt werden oder 

3. die Veranstaltung oder der Vertrieb nicht in Ein
klang mit den Zielen des § 1, insbesondere ord
nungsgemäß und für die Spielteilnehmer sowie 
die zuständige Behörde nachvollziehbar, durch
geführt wird. 

(4) Soweit eine Veranstaltungsgenehmigung nach 
§ 22 vorliegt, sind die Versagungsgründe nach Ab
satz 3 Nr. 1 oder 3 in Bezug auf die Veranstaltung 
und den Wettunternehmer nicht mehr zu prüfen. 

(5) In der Vertriebsgenehmigung sind insbesondere 
die Wettunternehmer, deren Wetten vertrieben 
werden sollen, die Art der Wetten sowie die Ver
triebswege festzulegen. Für den stationären Ver
trieb entscheiden die Kommunen im Rahmen der 
Bauleitplanung über eine Beschränkung der Stand
orte zur Erreichung der Ziele nach § 1. 

(6) Mit der AntragsteIlung legt der Antragsteller 
seine aktuellen Allgemeinen Geschäftsbedingun
gen vor. Änderungen sind anzuzeigen. Des Weite~ 
ren hat er für den stationären Vertrieb die Anzahl 
und Lage der Standorte sowie für den Fernvertrieb 
die jeweiligen Vertriebswege und den Standort der 
Fernvertriebsstelle anzuzeigen. 

(7) Zur Sicherung von staatlichen Zahlungsansprü
chen und Auszahlungsansprüchen der Spieler hat 
der Antragsteller eine Sicherheitsleistung in Form 
einer selbstschuldnerischen Bankbürgschaft einer 
Großbank mit Sitz in der Europäischen Union oder 
in einem Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zu erbringen. Für 
den stationären Vertrieb beträgt die Sicherheitsleis
tung für 

1. jeden Standort, 

a) in dem ausschließlich oder überwiegend 
Wetten vertrieben werden oder 

b) der über mehr als zwei Wettklassen oder 
Wettterminals verfügt, 20.000 Euro, 

2. jeden anderen Standort 10.000 Euro. 

Diese Sicherheitsleistung kann von der zuständigen 
Behörde auf den zu erwartenden Durchschnitts
wettumsatz von zwei Wochen angepasst werden. 
Für den Fernvertrieb beträgt die Sicherheitsleistung 
1 Million Euro. Sie. kann von der zuständigen Be
hörde auf die Höhe des zu erwartenden Durch
schnittswettumsatzes zweier Wochen, maximal 
auf 5 Millionen Euro, angepasst werden. Die Ertei
lung der Genehmigung nach Absatz 1 setzt voraus, 
dass die Sicherheitsleistung erbracht ist. Ist die Si
cherheitsleistung trotz Mahnung nicht oder nicht 
ausreichend erbracht, ist die Genehmigung zu ver
sagen. 

§ 24 
Wettreglement und Wettbuch 

(1) Zur Gewährleistung der Gleichbehandlung der 
Wettkunden dürfen die Veranstaltung und der Ver
trieb von Wetten nur' in Übereinstimmung mit 
einem Wettreglement erfolgE1n, das für a'lIe Wett
verträge des Veranstalters oder Inhabers einer Ver
triebsgenehmigung verbindlich ist. Dieses ist mit 
dem Genehmigungsantrag vorzulegen. Das Wettre
glement muss Bestimmungen über den Abschluss 
der Wettverträge und die Gewinnauszahlung ent
halten. 

(2) Jeder Wettunternehmer und jeder Inhaber einer 
Vertriebsgenehmigung von Wetten hat ein elektro
nisches Wettbuch zu führen, das sicherstellt, dass 
alle Wettvorgänge in zeitlich lückenlos fortlaufen
der Reihenfolge festgehalten werden. Das elektro
nische Wettbuch sowie Computerprogramme, 
Datenverarbeitungsvorgänge und Geräte, die zur 
Veranstaltung oder Vermittlung von Wetten genutzt 
werden, müssen gegen unbefugte Beeinflussungen 
durch Dritte besonders geschützt sein. In dem 
Wettbuch müssen alle Wettvorgänge mindestens 
vier Jahre lang gespeichert sein. 

Abschnitt 111 
Spielerschutz 

§ 25 
Informationspflichten 

(1) Der Inhaber einer· Genehmigung muss dem 
Spieler folgende Informationen zur Verfügung stei
len: 

1, Alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst 
sind, 

2. die Höhe aller Gewinne, 

3. wann und·wo alle Gewinne veröffentlicht wer
den, 

4. den Prozentsatz der Auszahlungen für Ge
winne vom Einsatz, 

5. Informationen zu den Gewinn- und Verlust
wahrscheinlichkeiten 'sowie über die durch
schnittlichen Auszahlungen bei den einzelnen 
Formen .des Glücksspiels, 

6. den Annahmeschluss der Teilnahme, 

7. das Verfahren, nach dem der Gewinner ermit
telt wird, 

8. wie die Gewinne zwischen den Gewinnern auf
geteilt werden, 

9. die Ausschlussfrist, bis wann Gewinner An
spruch auf ihren Gewinn beanspruchen müs
sen, 

10. den Namen des Genehmigungsinhabers sowie 
seine Kontaktdaten (Anschrift, E-Mail, Tele
fon), 
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11. die Handelsregisternummer (soweit vorhan
den), 

12. wie der Spieler Beschwerden vorbringen kann 
und 

13. das Datum der ausgestellten Genehmigung 
durch die zuständige Behörde. 

Spieler und Behörden müssen leichten Zugang zu 
diesen Informationen haben. 

(2) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von 
diesen Verpflichtungen vorsehen, wenn die Natur. 
des Spiels oder andere Umstände es unangemes
sen schwierig machen, die Voraussetzungen zu er
füllen. 

§ 26 
Werbung 

(1) Art und Umfang der Werbung für öffentliches 
Glücksspiel müssen angemessen sein und dürfen 
nicht in Widerspruch zu den Zielen des § 1 stehen. 
Die Werbung darf nicht irreführend sein, insbeson
dere nicht darauf abzielen, unzutreffende Vorstel
lungen über die Gewinnchancen hervorzurufen. Die 
Werbung darf sich nicht gezielt an Minderjährige 
richten. 

(2) Die zuständige Behörde kann für Lotterien mit 
einer hohen Ereignisfrequenz, für Wetten sowie für 
Casinospiele in den Nebenbestimmungen der Ge
nehmigung für die Veranstaltung und den Vertrieb 
weitergehende Anforderungen im Hinblick auf die 
Ausgestaltung der zulässigen Werbung festlegen. 

(3) Werbung für unerlaubte Glücksspiele ist verbo
ten. 

(4) Das Innenministerium wird ermächtigt, das Nä
here durch Rechtsverordnung zu regeln. 

§ 27 
Minderjährigenschutz, Spielerschutz 

und Aufklärung 

(1) Die Teilnahme Minderjähriger an öffentlichem 
Glücksspiel ist verboten. 

(2) Die Anbieter von öffentlichen Glücksspielen 
sind verpflichtet, die Spieler zu verantwortungsbe
wusstem Spiel anzuhalten. Sie haben über die 
Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Verlust, die et
waigen Suchtrisiken der von ihnen angebotenen 
Glücksspiele, Möglichkeiten zur Beratung und The
rapie sowie das Verbot der Teilnahme Minderjähri
ger aufzuklären. 

§ 28 
Sozia I konzept 

(1) Die Anbieter von öffentlichen Glücksspielen 
sind verpflichtet, die Spieler von pathologischem 
Spielen abzuhalten und der Entstehung von Glücks
spielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck haben 
sie zu dem jeweiligen Glücksspiel angemessene 
Sozialkonzepte zu entwickeln, in denen die Maß-

nahmen zur Vorbeugung gegen pathologisches 
Spielverhalten dargelegt sind. 

(2) Die Anbieter von öffentlichen Glücksspielen 

1. benennen Beauftragte für die Entwicklung von 
Sozial konzepten, 

2. schulen das für die Veranstaltung und den Ver
trieb öffentlichen Glücksspiels eingesetzte Per
sonal in der Früherkennung problematischen 
Spielverhaltens, 

3. stellen im Rahmen der Prävention leicht zugäng
liche und leicht verständliche Informationen 
über 

a) die Risiken des Spieles;' 

b) Hilfsmaßnahmen wie Spielsperren, Adressen 
von Beratungsstellen und Selbsthilfegruppen 
für spielsuchtgefährdete Spielerinnen und 
Spieler; 

c) Selbsterhebungsbogen zur Suchtgefährdung 
bereit, 

4. ermöglichen, den Spielern, ihre Gefährdung ein
zuschätzen, 

5. richten eine Telefonberatung ein, die von mehre
ren Anbietern gemeinsam betrieben werden 
kann, 

6. berichten der zuständigen Behörde alle zwei 
Jahre über den Erfolg der von ihnen zum Spie
lerschutz getroffenen Maßnahmen. 

(3) Alle zwei Jahre ist der Genehmigungsbehörde 
- in Zusammenarbeit mit Forschung und Hilfsein
richtungen - ein Bericht vorzulegen, der die Maß
nahmen des Anbieters, die Sicherheit des Glücks
spiels und Aktivität des Spielerschutzes zu gewähr
leisten, darlegt. 

Abschnitt IV 
Glücksspielaufsicht, Genehmigungskontrolle 

und Aufsicht des Landes 

§ 29 
Zuständige Genehmigungs-

und Aufsichtsbehörde 

Zuständige Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde 
für die Aufgaben nach diesem Gesetz ist das In
nenministerium. Dieses kann durch Rechtsverord
nung eine andere Behörde bestimmen. 

§ 30 
Ü berwachungsbefugn isse 

(1) Die zuständige Aufsichtsbehörde kontrolliert die 
Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie 
die Beachtung der in den Genehmigungen enthalte
nen Regelungen einschließlich etwaiger Nebenbe
stimmungen. Sie kann dazu im Einzelfall die erfor
derlichen Anordnungen erlassen. Sie kann insbe
sondere: 
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1. Die Veranstaltung und den Vertrieb unerlaubter 
Glücksspiele sowie die Werbung hierfür unter
sagen, 

2. von den ihrer Aufsicht unterstehenden Inhabern 
einer Veranstaltungs- oder Vertriebsgenehmi
gung die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderli
chen Auskünfte oder Nachweise verlangen, 

3. über Widersprüche gegen eine Fremdsperreent
scheiden, 

4. Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten nach 
vorheriger Bekanntgabe unerlaubter Glücksspiel
angebote die Mitwirkung an Zahlungen für un
erlaubtes Glücksspiel und an Auszahlungen aus 
unerlaubtem Glücksspiel verantwortlich untersa
gen. 

(2) Widerspruch und Klage gegen Anordnungen ha
ben keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Aufsichtsbehörde ist zuständig für die Er
teilung sowie den Widerruf oder die Rücknahme 
von Genehmigungen sowie für die Entgegennahme 
von Anzeigen nach § 5 Abs. 2, soweit nichts ande
res bestimmt ist. 

(4) Die Aufsichtsbehörde arbeitet zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben mit den für die Glücksspielaufsicht zu
ständigen Behörden im In- und Ausland zusammen. 

§ 31 
Fachbeirat 

(1) Bei der Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde 
wird ein Fachbeirat gebildet. Er berät die Genehmi
gungs- und Aufsichtsbehörde bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben, insbesondere hinsichtlich rechtlicher 
und technischer Aspekte des Glücksspielwesens 
sowie im Bereich der Suchtprävention, Kriminali
tätsvorbeugung, des Jugend- u)1d Verbraucher
schutzes sowie der Integrität des sportlichen Wett
bewerbs. Er kann der Leitung der Genehmigungs
und Aufsichtsbehörde Empfehlungen zur 
allgemeinen Weiterentwicklung der Aufsichtspraxis 
vorlegen. 

(2) Die Mitglieder des Fachbeirates werden vom 
Leiter der Genehmigungs- und Überwachungsbe
hörde nach Anhörung der betroffenen Kreise beru
fen. Der organisierte Sport ist im Fachbeirat mit 
Sitz und Stimme vertreten. Im Fachbeirat sollen 
Wissenschaft und Forschung, Verbraucherschutz
vereinigungen, Suchtexperten und Glücksspielan
bieter angemessen vertreten sein. 

(3) Der Fachbeirat wählt aus seinem Kreis einen 
Vorsitzenden. Der Fachbeirat gibt sich eine Ge
schäftsordnung. 

§ 32 
Gebühren 

(1) Die Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde er
hebt für die ihr im Rahmen dieses Gesetzes zuge
wiesenen Aufgaben folgende Gebühren: 

1. Eine Gebühr für die Bearbeitung des Antrags 
auf Erteilung einer Genehmigung für die Veran
staltung von Glücksspielen nach § 4 oder einer 
Genehmigung für den Vertrieb von Glücksspie
len nach § 5 (Bearbeitungsgebührl, 

2. eine jährliche Gebühr für die Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der Genehmigungskontrolle, 
insbesondere auch für die Durchsetzung der Be
fugnisse nach § 30 Abs. 1 (Kontrollgebühr). 

(2) Das Innenministerium bestimmt die Höhe der 
Gebühren durch Rechtsverordnung, aus der sich 
die gebührenpflichtigen Tatbestände und die Ge
bühren durch feste Sätze oder Rahmensätze sowie 
Regelungen für Erhöhungen, Ermäßigungen, Staf
felungen und Befreiungen ergeben. Die Gebühren
sätze sind so zU bemessen, dass zwischen der den 
Verwaltungsaufwand berücksichtigenden Höhe 
und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen Wert 
oder dem sonstigen Nutzen der Handlungen der 
Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde ein ange
messenes Verhältnis besteht. Im Übrigen gelten die 
Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes. 

§ 33 
Zwangsmittel 

Die Aufsichtsbehörde kann ihre Anordnungen, die 
sie innerhalb ihrer gesetzlichen Befugnisse trifft, 
mit Zwangsmitteln nach den Bestimmungen des 
Verwaltungsrechts, insbesondere nach § § 228 ff., 
242 Landesverwaltungsgesetz, durchsetzen. Dabei 
kann sie die Zwangsmittel für jeden Fall der Nicht
befolgung androhen. Die Höhe des Zwangsgelds 
kann auf bis zu 250.000 Euro festgesetzt werden. 
Es gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz. 

Abschnitt V 
Abgaben 

Unterabschnitt 1 
Zweckabgaben 

§ 34 
Lotteriezweckabgaben 

(1) Nordwestlotto Schleswig-Holstein hat abwei
chend von § 35 Zweckabgaben an das Land abzu
führen. Das Finanzministerium regelt im Benehmen 
mit dem Innenministerium durch Verordnung die 
Höhe der Zweckabgaben unter Berücksichtigung 
lotterierechtlicher, betriebswirtschaftlicher und 
steuerlicher Belange sowie die Fälligkeit und das 
Verfahren zur Abführung der Zweckabgaben. In der 
Verordnung kann bestimmt werden, dass Nord
westlotto Schleswig-Holstein Zweckabgaben ganz 
oder zum Teil einem Dritten zur zweckentsprechen
den Verwendung zu überlassen hat. 

(2) Die Abgabe aus der Lotterie "BINGO! - Die Um
weltlotterie" (BINGO) ist für Zwecke des Natur-. 
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und Umweltschutzes sowie für Entwicklungspro
jekte im Sinne der Agenda 21 zu verwenden. Aus 
der Lotterie "GlücksSpirale" erhalten die Bundes
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsver
bände, der Deutsche Olympische Sportbund und 
die Deutsche Stiftung Denkmalschutz einen Anteil 
an der Zweckabgabe, dessen Höhe in der Verord
nung nach Absatz 1 Satz 2 festgelegt wird. 

(3) Von dem nach Abzug der in Absatz 2 genann
ten Beträge verbleibenden Betrag sind erstens 8 
vom Hundert, mindestens 6,3 Millionen Euro, zur 
Förderung des Sports und zweitens 4,9 vom Hun
dert für Zwecke der Verbraucherinsolvenzberatung 
zu verwenden. 

(4) Von den verbleibenden Mitteln sind zunächst 
die wissenschaftliche Forschung zur Vermeidung 
und Abwehr von Suchtgefahren durch Glücksspiele 
und die Bekämpfung der Glücksspielsucht zu finan
zieren. Hiervon sind auch die Einrichtung und der 
Betrieb von Beratungsstellen zur Vermeidung und 
Bekämpfung von Glücksspielsucht zu fördern. For
schungsprojekte können gemeinsam mit anderen 
Ländern gefördert werden. Der Fachbeirat ist über 
Forschungsergebnisse zu unterrichten. 

(5) Die verbleibenden Mittel sind für gemeinnützige 
Zwecke im Sinne der Abgabenordnung zu verwen
den. 

(6) Von dem in Absatz 3 erste Variante genannten 
Betrag sind durch das für Sport zuständige Minis
terium 90 vom Hundert dem Landessportverband 
Schleswig-Holstein e. V. zur Förderung des Sports 
zuzuwenden. Für die allgemeine Förderung des 
außerschulischen Sports stehen 8 vom Hundert 
und für die Förderung des außerunterrichtlichen 
Schulsports 2 vom Hundert zur Verfügung; über 
die Verwendung dieser Mittel befinden die zustän
digen Ministerien. 

(7) Ziel der Sportförderung ist es, 

1. die Arbeit der Sportvereine und -verbände zu si
chern und sie in die Lage zu versetzen, ein lan
desweit flächendeckendes, vielfältiges und so
zialverträgliches Sportangebot zu gewährleisten 
und 

2. für die Schulen in Kooperation mit Sportverei
nen und -verbänden schulsportbezogene Maß
nahmen und Projekte sowie das. außerunter
richtliche Sportangebot sicherzustellen. . . 

(8) Die Zuwendung an den Landessportverband 
Schleswig-Holstein e. V. ist insbesondere bestimmt 
für die Arbeit des Landessportverbandes, seiner 
Einrichtungen, Sportvereine, Kreissportverbände 
und der" Sport-Fachverbände in den Bereichen des 
Leistungssports und des Breitensports. Gefördert 
werden können auch Sportvereine, die ihren Sitz in 

Schleswig-Holstein haben, aber fachlich dem Ham
burger Sportbund angegliedert sind. 

Unterabschnitt 2 
. Glücksspielabgabe 

§ 35 
Abgabenpflicht, Abgabengegenstand 

(1) Von Personen, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes Glücksspiele vertreiben, wird eine Glücks
pielabgabe erhoben. 

(2) Glücksspiele gelten als im Geltungsbereich die
ses Gesetzes vertrieben, sofern sie über diesen 
Geltungsbereich hinaus durch einen Genehmi
gungsinhaber nach diesem Gesetz Personen, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland haben, 
bestimmungsgemäß zugänglich gemacht werden. 
Ein Vertrieb in diesem Sinne liegt auch vor, wenn 
ein genehmigungspflichtiges Glücksspiel ohne er
forderliche Genehmigung bestimmungsgemäß zu
gänglich gemacht wird. 

(3) Die Glücksspiela6gabe wird nicht erhoben auf 

1. Lotterien und Wetten, die der Besteuerung des 
Rennwett- und Lotteriegesetzes unterliegen, 

2. Präsenz-Glücksspiele, die der Spielbankenab
gabe unterliegen, 

3. Spielgeräte und andere Spielmöglichkeiten im 
Sinne von § 33 c und § 33 d der Gewerbeord
nung, die der Umsatzsteuer unterliegen,. 

4. Online-Glücksspiele, soweit sie der Umsatz
steuer unterliegen. 

(4) § 40 der Abgabenordnung gilt entsprechend. 

§ 36 
Abgabensatz, Bemessungsgrundlage 

(1) Der Abg9bensatz beträgt 20 vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage. 

(2) Bemessungsgrundlage ist der Rohertrag aus 
den angebotenen und durchgeführten Glücksspie
len. Als Rohertrag gilt der Betrag, um den die 
Summe aller Spieleinsätze die Summe aller ausge
zahlten Spielgewinne übersteigt. Abweichend hier- . 
von gelten bei Glücksspielen, bei denen der Veran
stalter kein Spielrisiko trägt (Spiele ohne Bankhal
ter), die Beträge als Bemessungsgrundlage, die 
dem Glücksspielanbieter aus dem Spiel zufließen. 

(3) Soweit von den Kommunen auf Grundlage gel
tenden Landesrechts im Rahmen einer Satzung 
eine Vergnügungssteuer erhoben werden darf, ist 
diese von der Bemessungsgrundlage in Abzug zu 
bringen. 

(4) Die § § 90, 162 der Abgabenordnung gelten 
entsprechend. Ist die Bemessungsgrundlage nach 
den Absätzen 2 und 3 auch im Schätzwege nicht 
zuverlässig zu ermitteln, gilt als Bemessungsgrund
lage der jeweilige Spieleinsatz. 
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§ 37 
Entstehung der Abgabe 

(1) Die Abgabe entsteht mit dem Zustande kommen 
des Spielvertrags. Vereinnahmt der Glücksspielan- . 
bieter den Spieleinsatz ganz oder teilweise vor dem 
Zustandekommen des Spielvertrags, so entsteht 
die Abgabe insoweit abweichend von Satz 1 mit 
der Vereinnahmung. 

(2) Wird ein Spielvertrag rückgängig gemacht und 
der Spieleinsatz ganz oder teilweise zurückgezahlt, 
so entfällt insoweit die Abgabe. 

§ 38 
Abgabenschuldner 

(1) Abgabenschuldner ist der Glücksspielanbieter. 
Die Abgabe schuldet auch, wer nicht genehmigte 
Glücksspiele anbietet. 

(2) Für die Abgabe haftet, wer das Entgelt für das 
Glücksspiel zum Zwecke der Erfüllung des Spielver
trags vereinnahmt, ohne Abgabenschuldner zu 
sein. Abgabenschuldner und Haftende sind Ge
samtschuldner. 

§ 39 
Registrierung 

(1) Glücksspielanbieter haben sich z!Jr Erfüllung 
ihrer Abgabenpflichten bei der zuständigen Finanz
behörde registrieren zu lassen. Die Registrierung 
hat vor Aufnahme des Spielbetriebs zu erfolgen. 

(2) Für die Registrierung sind von dem Glücksspiel
anbieter mindestens folgende Angaben zu erbrin
gen: 

1. Name des Glücksspielanbieters, . 

2. bei natürlichen Personen der Wohnsitz' und bei 
juristischen Personen der Sitz des Glücksspiel
anbieters mit vollständiger Anschrift, 

3. bei juristischen Personen die Namen sämtlicher 
gesetzlichen Vertreter und der Sitz der Ge
schäftsleitung mit vollständiger Anschrift, 

4. Angaben über die Arten der anzubietenden 
Glücksspiele, 

5. Angaben darüber, ob Präsenz-Glücksspiele, On
line-Glücksspiele oder beides angeboten werden 
sollen, 

6. Angaben über die für die Ermittlung der Spiel
einsätze sowie· der . auszuzahlenden Spielge
winne vorgesehenen technischen Einrichtungen 
und 

7. Angaben über Registrierungen bei den Steuer
behörden anderer Bundesländer sowie anderer 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
des Europäischen Wirtschaftsraums. 

(3) Voraussetzung für die Registrierung ist neben 
der vollständigen und korrekten Erbringung der An
gaben nach Absatz 2, dass die technischen Ein-

richtungen nach Absatz 2 Nr. 6 den Anforderungen 
fLlr die Abgabenerhebung nach § 40 genügen .. 

(4) Änderungen bei den für die Registrierung sowie 
.tür die Abgabenerhebung relevanten Daten sind 
der zuständigen Finanzbehörde unverzüglich mitzu
teilen. 

§ 40 
Abgabenerhebung 

(1) Der Glücksspielanbieter hat die Summe der 
Spieleinsätze sowie die Bemessungsgrundlage 
nach § 36 aller durchgeführten Glücksspiele nach 
Art der Glücksspiele g~trennt monatlich zu ermit
teln, für die Glücksspielabgabe auf amtlich vorge
schriebenem Vordruck bei der zuständigen Finanz
behörde eine· Voranmeldung abzugeben und die 
Abgabe zu entrichten (Vorauszahlung). Die Abgabe 
der Voranmeldung sowie die Zahlung des entspre
chenden Abgabenbetrags haben bis zum zehnten 
Tag des jeweiligen Folgemonats zu erfolgen. 

(2) Der Glücksspielanbieter hat für das Kalender
jahr eine Jahreserklärung auf amtlich vorgeschrie
benem Vordruck bis zum 31. Mai des Folgejahres 
bei der zuständigen Finanzbehörde abzugeben. In 
dieser sind die Summe aller Spieleinsätze sowie die 
gesamte Bemessungsgrundlage nach· § 36 aller im 
Kalenderjahr durchgeführten Glücksspiele nach Art 
der Glücksspiele getrennt und die darauf für das 
Kalenderjahr entfallende Glücksspielabgabe sowie 
die bereits nach Absatz 1 geleisteten Vorauszah
lungen anzugeben. Eine verbleibende Zahllast be
ziehungsweise ein etwaiges Guthaben aus der Jah
reserklärung werden von der Finanzbehörde durch 
Bescheid festgesetzt. 

(3) Die Werte fremder Währungen sind zur Berech
nung der Abgabe nach den für die Umsatzsteuer 
geltenden Vorschriften umzurechnen. 

§ 41 
Abgabenzweck 

Die Abgabe wird zur Erreichung der Ziele in § 1 er
hoben. Insbesondere soll sie im Zusammenspiel 
mit den Vorschriften über das Genehmigungsver
fahren und über den Spielerschutz die Glücksspiel
nachfrage der Bevölkerung zu legalen und über
wachten Spielangeboten lenken und dabei durch 
eine spürbare Verringerung des Gewinnanreizes 
des Anbieters einer übermäßigen Ausweitung des 
Glücksspielangebotes entgegenwirken. 

§ 42 
Abgabenaufkommen 

(1) Das Abgabenaufkommen steht dem Land zu. 

(2) Es ist sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil 
des Aufkommens aus der Abgabe zur Finanzierung 
der Ziele nach § 1 sowie nach Maßgabe eines Lan
desgesetzes zur Förderung öffentlicher und steuer
begünstigter . Zwecke im Sinne der Abgabenord
nung verwendet wird. Abweichend von Absatz 1 
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steht das Abgabenaufkommen aus Sportwet'ten zu 
einem Drittel dem Landessportverband Schleswig
Holstein zum Zwecke der Förderung der Integrität 
des gemeinnützigen Sports zu. Es ist außerdem si
cherzustellen, dass jeweils 5 vom Hundert des Auf
kommens aus der Abgabe auf Glücksspiele, die als 
Online-Glücksspiele angeboten werden, zur Finan
zierung der Suchtarbeit sowie zur Finanzierung der· 
Schuldner- und Insolvenzberatung verwendet wer
den. 

§ 43 
Zuständige Finanzbehörde 

Die für die Registrierung nach § 39 und das Abga
benerhebungsverfahren nach § 40 zuständige Fi
nanzbehörde ist das Finanzamt Kiel-Nord. 

§ 44 
Mitteilungspflichten " 

(1) Die zuständige Genehmigungs- und Aufsichts
behörde hat Inhalt (einschließlich Nebenbestim
mungen und ergänzende Anordnungen), Änderung, 
Rücknahme oder Widerruf einer Genehmigung so
wie etwaige für die Abgabenerhebung relevante Er
gebnisse ihrer Kontrolltätigkeit der zuständigen Fi
nanzbehörde mitzuteilen. 

"(2) Behörden, die Kenntnis über unerlaubte Glücks
spiele erlangen, haben dies auch der zuständigen 
Finanzbehörde mitzuteilen. 

(3) Inhalt und Umfang der Mitteilungspflichten be
stimmt das Innenministerium durch Rechtsverord
nung. 

§ 45 
Mitteilungen an die zuständige Behörde 

(1) Die zuständige Finanzbehörde, die wegen des 
Verdachts einer Steuerstraftat oder einer Steuer
ordnungswidrigkeit gegen einen Abgabenschuldner 
ermittelt, hat dies der zuständigen Behörde mitzu
teilen und sie von dem Ergebnis des Verfahrens zu 
unterrichten. 

(2) Erlangt die zuständige Ffnanzbehörde Kenntnis 
über unerlaubte Glücksspiele oder deren Vermitt
lung, hat sie dies der zuständigen Behörde mitzu
teilen. 

§ 46 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 

(1) Glücksspielanbieter haben unabhängig von 
Buchführungs- und Aufzeichnungsverpflichtungen 
nach anderen Gesetzen Aufzeichnungen über die 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes durchgeführ
ten Glücksspiele zu führen, aus denen sich die für 
die Erhebung der Glücksspielabgabe erforderlichen 
Angaben entnehmen lassen. Dabei ist insbeson
dere bei Online-Glücksspielen sicherzustellen, dass 
die Herkunft der Spieler zuverlässig identifiziert 
wird und somit die Grundlagen für die Abgabener
hebung für Glücksspiele, an denen Personen teil-

nehmen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort im Geltungsbereich diese Gesetzes 
haben, erfasst werden. Die Vorschriften des Geld
wäschegesetzes sind zu beachten. 

(2) Für die allgemeinen Anforderungen an die Auf- " 
zeichnungen sowie die Aufbewahrung von Unterla
gen gelten § § 145 bis 147 der Abgabenordnung 
entsprechend. 

(3) Die speziellen Anforderungen und technischen 
Voraussetzungen für die erforderlichen Aufzeich
nungen, insbesondere für die elektronischen Auf
zeichnungen im Zusammenhang mit Online-Glücks
spielen, bestimmt das Innenministerium durch 
Rechtsverordnung. 

§ 47 
Nachschau 

(1) Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Festset
zung und Erhebung der Glücksspielabgabe können 
die damit betrauten Amtsträger der zuständigen Fi
nanzbehörde ohne vorherige Ankündigung und 
außerhalb einer Außenprüfung Grundstücke und 
Räume von Personen, die Abgabenschuldner nach 
§ 38 sind, während der Geschäfts- und Arbeitszei
ten betreten, um Sachverhalte festzustellen, die 
für die Abgabenerhebung erheblich sein könnten 
(Nachschau) . Wohnräume dürfen gegen den Willen 
des Besitzers nur zur Verhütung dringender Gefah
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung be
treten werden. 

(2) Soweit dies zur Feststellung einer abgabenbe
zogenen Erheblichkeit zweckdienlich ist, haben die 
von der Nachschau betroffenen Personen den da
mit betrauten Amtsträgern auf Verlangen Aufzeich
nungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Ur
kunden über die der Nachschau unterliegenden 
Sachverhalte vorzulegen und Auskünfte zu ertei
len. 

(3) Wenn die bei der Nachschau getroffenen Fest
stellungen hierzu Anlass geben, kann ohne vorhe
rige Prüfungsanordnung (§ 196 der Abgabenord
nung) zu einer Außenprüfung nach § 193 der Ab
gabenordnung übergegangen werden. Auf den 
Übergang zur Außenprüfupg wird schriftlich hinge
wiesen. 

(4) Werden an lässlich der Nachschau Verhältnisse 
festgestellt, die für die Festsetzung und Erhebung 
anderer Abgaben und Steuern erheblich sein kön
nen, so ist die Auswertung der Feststellungen inso
weit zulässig, als ihre Kenntnis für die Besteuerung 
der in Absatz 1 genannten Personen oder anderer 
Personen von Bedeutung sein kann. " 

(5) Die Finanzbehörde wird ermächtigt, auf Grund
lage der Richtlinie 2010/24/EU des Rates vom 
16. März 2010 bei der Beitreibung von Forderun
gen in Bezug auf die Glücksspielabgabe und damit 
im Zusammenhang stehenden Nebenleistungen um 
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Amtshilfe bei den zuständigen Behörden der Mit
gliedstaaten der Europäischen Union zu ersuchen. 

Abschnitt VI 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 48 
Übergangsregelung 

Genehmigungen nach diesem Gesetz dürfen erst 
mit Wirkung ab dem 1. März 2012 erteilt werden. 
Die Glücksspielabgabe nach diesem Gesetz wird ab 
dem 1. März 2012 erhoben. Bis zum 29. Febru
ar 2012 gilt das Gesetz zur Ausführung des Staats
vertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland 

(GlüStV AG) vom 13. Dezember 2007 (GVOBI. 
SchJ.-H. S. 524) fort, soweit dieses Gesetz nicht 
entgegensteht. Ansprüche und schutzwürdiges 
Vertrauen werden bis zum 29. Februar 2012 nicht 
begründet. 

§ 49 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
Das Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland (GlüStV AG) 
vom 13. Dezember 2007 (GVOBJ. Schl.-H. S. 524)*) 
tritt zum 1. März 2012 außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 20. Oktober 2011 

Peter Harry Carstensen 
Ministerpräsident 

Klaus Schlie 
Innenminister 

*) GS Schl.-H. 11, GI.Nr. 2186-13 

1493/2011 

Gesetz 

Rainer Wiegard 
Finanzminister 

zur Änderung des Landesfischereigesetzes (LFischG) * ) 
Vom 26. Oktober 2011 

Der'Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Gesetz zur Änderung des landesfischereigesetz 

(lFischG) 

Das Landesfischereigesetz (LFischG) vom 10. Feb
ruar 1996 (GVOBI. Schl.-H. S. 211), zuletzt geän
dert durch Gesetz vorn 30. März 2010 (GVOBI. 
Schl.-H. S. 414), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 und 3 wird gestrichen. 

2. § 2 erhält folgende neue Fassung: 

,,§ 2 
Definitionen 

(1) Fische im Sinne dieses Gesetzes sind Fi
sche, Schalen- und Krustentiere, Neunaugen 
sowie andere fischereilich nutzbare Wasser-' 
lebewesen mit Ausnahme von Säugetieren und 
dem Jagdrecht unterliegenden Tierarten. 

(2) Küstengewässer sind alle innerhalb der 
landesgrenzen liegenden Teile der Nord- und 
Ostsee bis zur seewärtigen Grenze des Küs
tenmeeres der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich der Wattflächen; Außentiefs, 
Priele, der offenen Meeresbuchten, der außer- , 

*) Ändert Ges. vom 10. Februar 1996, GS Schl.-H. 11, GI.Nr. 793-4 

halb der Schutzdeiche liegenden Fleete, Flut
mulden, Uferauskolkungen und sonstiger lagu
nenähnlichen Strandseen, der Häfen und Ha
fenanlagen und der Strecken von Flussläufen 
und anderen Gewässern, die in der Anlage mit 
ihren Grenzen zu den Küstengewässern aufge
führt sind; bei allen anderen Flussläufen enden 
die Küstengewässer vor deren Mündungen. 

'(3) Binnengewässer sind alle anderen ständig 
oder zeitweilig oberirdisch in Betten fließenden 
oder stehenden Gewässer. Dazu gehören auch 
Teichwirtschaften und vergleichbare Anlagen, 

(4) Geschlossene Gewässer sind 

1. angelegte stehende Gewässer sowie Anla
gen zur Fischerzeugung, denen es an einer 
für den Fischwechsel geeigneten Verbin
dung mit einem natürlichen Gewässer fehlt, 

2. stehende Gewässer, die zum unmittelbaren 
Haus-, Hof- oder sonstigen Betriebsbereich 
gehören, nicht größer als 0,5 Hektar sind 
und keine 'für den Fischwechsel geeignete 
Verbindung mit einem offenen Gewässer 
haben (private Kleingewässer) . 
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